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Stadtbauamt              Furtwangen im Schwarzwald, 14.09.2009 
Sachgebiet 60.2             
 

Anregungen und Bedenken  zum Bebauungsplan „Mischgebiet Rohrbach — Im Dörfle“ 
 

 
lfd.Nr. 

 

 
Anregungen und Bedenken 

 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Beschlußvorschlag 

 
 
1. 

 

 
 
 
Die Mischgebietsfläche ist im 
rechtsverbindlichen FNP enthalten, 
Flächenkorrekturen können im 
Rahmen der Fortschreibung des 
Flächen-nutzungsplanes erfolgen. . 
 
Die Baufläche wurde im Südwesten 
auf das Mindestmaß reduziert und 
beinhaltet lediglich die bereits 
vorhandene Bebauung und die 
dazwischenliegende Baulücke. 
 
Im Rahmen von Detailplanungen 
sind entsprechende Gelände-
schnitte vorgenommen worden. Im 
Interesse einer reibungslosen 
Abwicklung des Verkehrs auf dem 
Baugrundstück soll die Bauland-
fläche angehoben werden, so dass 
keinerlei Hochwassergefährdung zu 
befürchten ist. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Korrektur bezüglich der 
tatsächlichen Baulandfläche 
kann in der Fortschreibung 
des Flächennutzungsplanes 
vorgenommen werden. 
 
Die räumliche und 
höhenmäßige Anordnung der 
Baufläche hat so zu erfolgen, 
dass keine Hochwasser-
gefährdung und keine 
Beeinträchtigung des Wasser-
laufes erfolgen. 
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Zum Entwurf sind Grünordungsplan, 
Umweltbericht und Begründung 
gefertigt. 
 

 
 
 
 
 
Begründung und 
Umweltbericht sind in die 
Offenlage zu bringen.  
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2. 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan sieht entlang 
der L 175 eine Baugrenze mit einem 
durchgehenden Abstand von 10 m 
zur Fahrbahn vor, wobei auch 
Pflanzungen auf dem Grundstück so 
zu erfolgen haben, dass keine 
Sichtbehinderungen hinsichtlich des 
Verkehrsflusses entstehen können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben hinsichtlich der 
Verkehrssicherheit sind 
einzuhalten. 
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Die Stadt wird mit dem 
Regierungspräsidium eine 
entsprechende Vereinbarung 
abschließen, sobald über die 
Bauleitplanung die definitive 
Anordnung, Breite usw. gesichert 
sind.  
 
Entsprechende Vereinbarungen 
haben vor Ort mit der 
Straßenbauverwaltung bereits im 
Rahmen des derzeitigen Ausbaues 
der L 175 stattgefunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorgesehene Bushalte-
bucht, Ein- und Ausfahrten 
sowie die Anlage eines 
Gehweges talaufwärts sind im 
Rahmen der Anlegung der 
Außenanlagen mit dem 
geplanten Bauvorhaben mit 
der Straßenbauverwaltung 
einvernehmlich zu regeln. 
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3. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplanentwurf weist 
neben der eigentlichen Baufläche 
ein nahezu gleichgroßes Grünland 
aus, das durch mäandrierende 
Wasserläufe abgegrenzt und 
durchflossen wird sowie extensive 
Feuchtbereiche und extensiv 
genutzte Wiesenflächen vorsieht.  
Durch den Bebauungsplan können 
max. drei weitere Bauvorhaben 
realisiert werden, so dass durch die 
vorgesehene Nutzung ausreichend 
Rückzugsgebiete für die Vogelwelt 
gegeben sein werden. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landesnaturschutzver-
band wird weiterhin am 
Verfahren beteiligt. 
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4. 
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Die Bauplanung sieht eine 
Überbauung von rd. 600 m² Fläche 
vor, wobei der Bebauungsplan eine 
Regenwasserrückhaltung und 
mäandrie-rende Ableitung vorsieht. 
 
Aus Sicht der Verwaltung dürfte sich 
für die Stadt Vöhrenbach aufgrund 
der rd. 6 km entfernt liegenden 
baulichen Nutzung, der 
mäandrierenden Wasserläufe des 
Rohrbaches und der Breg  und der 
beträchtliche Retentionsflächen 
entlang dieser Gewässer keine 
potentielle Hochwassergefahr 
ergeben. 
 
 

 
 
 
 
 
Regenwasser-Rückhaltung 
und mäan-drierender Ablauf 
auf dem Baugrund-stück sind 
vor der Ableitung herzustellen.  
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Das beauftragte Architekturbüro als 
auch die Stadt sind bezüglich der 
Straßenbau-maßnahmen im 
ständigen Kontakt und haben auch 
das Bauvorhaben im Rahmen des 
Bebauungsplanes speziell 
berücksichtigt.  
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes 
sieht eine Baugrenze mit einem 
Mindestabstand von durchgehend 
10 m zum Fahrbahnrand vor. 
Entlang der Straße ist auch ein 
Sichtstreifen ohne Bepflanzungen 
eingeplant 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der Verkehrs-
abwicklung auf der L 175 
sowie die geplanten angren-
zenden Baumaßnahmen sind 
zu koordinieren. Dies gilt auch 
hinsichtlich des geplanten 
Gehweges und der 
Bushaltestelle. 
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6. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Weiterentwicklung 
des Bebauungsplanes ist eine 
Eingriff-Ausgleichs-Bilanzierung 
vorgenommen worden, die 
zumindest in der Summe die 
Eingriffe insgesamt ausgleicht. Die 
Untere Naturschutzbehörde hat 
bereits vorab die Unterlagen der 
naturschützerischen Belange zur 
Prüfung erhalten, um im Rahmen 
der Offenlage des 
Bebauungsplanentwurfes 
gemeinsam Regelungen zu treffen, 
die vor Abschluss des 
Bebauungsplanverfahrens abge-
wogen werden können. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die naturschützerischen 
Belange sind im Rahmen der 
Abwicklung des 
Bebauungsplanverfahrens 
auszuglei-chen und so 
festzuschreiben, dass eine 
Abwägung gem. § 1 Abs. 7 
BauGB vorgenommen werden 
kann. 
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7. 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wasserqualität, Menge und 
Druckverhältnisse der Trinkwasser-
versorgung für den Planbereich sind 
bekannt. Es ist davon auszugehen, 
dass die Versorgung gewährleistet 
werden kann. 
 
Auch das Abwasser-Netz ist für die 
Aufnahme von Schmutzwasser aus 
einem Garagengebäude und einem 
weiteren Wohnhaus ausreichend. 
Niederschlagswasser kann über das 
Baugrundstück versickert werden. 
Abscheideranlagen o. ö. werden im 
Zusammenhang mit dem 
Einzelbauantrag geregelt 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eignung der Ver- und 
Entsorgungsleitungen sind 
vom beauftragten Architek-
turbüro vorgeprüft und als 
leistungsfähig befunden 
worden. 
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Die Belange des Bodenschutzes 
werden durch Abtrag von 
Mutterboden und einem sparsamen 
und schonendem Umgang mit 
Boden usw. beachtet. Die 
Bauausführung für die beiden 
Gebäude auf Flst. Nr. 11 wird durch 
Punktfundamente erfolgen und 
damit in geringster Weise in die 
bestehenden Aufschüttungen und 
den Untergrund eingegriffen. 
 
 
Bauherrschaft und Architekturbüro 
sind bekannt, dass die Bauflächen 
großteils aufgefüllt sind. Aus diesem 
Grund ist im Einvernehmen mit dem 
Landratsamt geplant, die Gründung 
der Bauwerke mit Punktfunda-
menten vorzunehmen. 
 

 
 
 
 
Die Belange des 
Bodenschutzes sind im 
Rahmen der Bauausführun-
gen einzuhalten. Auf die 
bereits im FNP ausgewiesene 
Mischgebietsfläche kann 
jedoch nicht verzichtet 
werden, weil Alternativ-
Grundstücke nicht zur 
Verfügung stehen.  
 
 
 
Bauabwicklung sind so 
vorzunehmen, dass durch die 
geplanten Maßnahmen keine 
Altlastproblematik entsteht. 
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aufgestellt:    14.09.2009 


